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Liebe Bürgerinnen, 
liebe Bürger! 
 

Die Corona-Lage ist dramatisch und hat auch 
diese Sitzungswoche wieder geprägt. Längst 
arbeiten die Arbeitsgruppen und 
Fraktionsgremien wieder über 
Videokonferenzen, aber das Parlament ist 
voll arbeits- und handlungsfähig.  
 

Am Donnerstag hat Bundeskanzlerin Angela 
Merkel in ihrer Regierungserklärung im Plenum angesichts der enorm steigenden Corona-
Zahlen eindringlich an die Menschen im Land appelliert, ihre Kontakte auf ein Minimum 
zu beschränken. Priorität hat die Gesundheit! Danach kommen der Erhalt der 
Wirtschaftsleistung und die Offenhaltung von Schulen und Kindergärten. Das ist uns 
wichtig, dafür stehen viele andere Sachen zurück. Die Bundeskanzlerin betonte noch 
einmal, dass sich der dynamische Anstieg der Covid-Infektionen nur durch generelle und 
systematische Reduzierung der Kontakte verhindern lasse. „Wenn wir warten würden, bis 
die Intensivstationen voll sind, wäre es zu spät!“ Auch CSU-Landesgruppenchef 
Alexander Dobrindt warnte in der Aussprache davor, das Gesundheitssystem an den Rand 
der Handlungsfähigkeit zu bringen. 
 

Die umfassenden Maßnahmen, die Bund und Länder am Mittwoch zur Eindämmung der 
Corona-Pandemie beschlossen haben, sind geeignet, erforderlich und verhältnismäßig, wie 
Angela Merkel unterstrich. Primäres Ziel ist es, den inzwischen überlasteten 
Gesundheitsämtern die Nachverfolgung von Kontakten Neuinfizierter wieder zu 
ermöglichen und auf diese Weise die Infektionsketten zu durchbrechen. Den vom neuen 
Lockdown betroffenen Unternehmen wurden durch die Bundesregierung umfangreiche 
Hilfsmaßnahmen in Aussicht gestellt. Das ist auch notwendig. Die Gastronomie,  
Hotellerie,  das Veranstaltungsgewerbe und viele weitere Branchen tragen für uns alle eine 
große Last und verdienen unsere Solidarität. Die Menschen in Deutschland kämpfen in 
eindrucksvoller Weise, mit Kreativität und Improvisationstalent. Wir dürfen diejenigen, 
die viel Aufwand in Hygienekonzepte investiert haben, jetzt nicht im Stich lassen.  
 

Die Regierungserklärung und die Debatte darüber haben gezeigt: Der Parlamentarismus 
funktioniert! In insgesamt über 70 Debatten, in zahlreichen Gesetzgebungsvorhaben und 
Anträgen, in Nachtragshaushalten habe sich das Parlament mit dem Thema „Corona“ 
schon  auseinandergesetzt. Das entbindet den Bundestag allerdings nicht davon, immer 
wieder zu überprüfen, ob alles richtig und angemessen sei. Natürlich haben wir im 
Bundestag in dieser Woche trotz der Pandemielage viele Initiativen auf den Weg gebracht 
und Gesetzespakete veranstaltet, über die ich Sie wieder gerne in meinen Newsletter 
informieren möchte.  
 

Ich wünsche Ihnen viel Spaß beim Lesen. Bitte bleiben Sie gesund! 
 
 

Herzliche Grüße 

Ihr Sebastian Brehm, MdB 



 

  
 

2  Brehm in Berlin  30. Oktober 2020                                                                                                             
 

SEBASTIAN BREHM    
             Für Nürnberg in Berlin 

 

GESETZESPAKET  

Spürbare Entlastungen für Familien beschlossen – 

Behinderten-Pauschbetrag verdoppelt  
 

Mit einem ganzen Bündel von Maßnahmen werden die Familien in Deutschland zum 
Jahreswechsel entlastet. An diesem Donnerstag wurde sowohl das „Zweite 
Familienentlastungsgesetz“ als auch das „Gesetz zur Erhöhung der Behinderten-
Pauschbeträge und zur Anpassung weiterer steuerlicher Regelungen“ vom Deutschen 
Bundestag beschlossen. 
 

 
 

 
 
Beide Vorhaben waren eine Herzensangelegenheit der CDU/CSU-Bundestagsfraktion: Es 
wird eine Erhöhung beim Kindergeld von 15 Euro und eine entsprechende Anpassung der 
Freibeträge geben. Das heißt: Das Kindergeld für das erste und zweite Kind steigt – jeweils 
– auf 219 Euro, für das dritte Kind auf 225 Euro und für das vierte für jedes weitere Kind 
jeweils 250 Euro pro Monat.  
 
Außerdem wird zur steuerlichen Freistellung des steuerlichen Existenzminimums der 
Grundfreibetrag angehoben sowie zum Ausgleich der kalten Progression der 
Einkommensteuertarif geglättet. Um es klar zu sagen: Auf unsere Initiative hin wird seit 
nunmehr acht Jahren die kalte Progression wirksam bekämpft und regelmäßig 
ausgeglichen. Gemeinsam mit den Maßnahmen aus dem Ersten Familienentlastungsgesetz, 
der Einführung des Baukindergeldes und der Zahlung des Kinderbonus sendet die 
Unionsfraktion damit in dieser Legislaturperiode ein starkes Signal.  
 
Ebenfalls von der Reform profitieren Behinderte, Pflegebedürftige und deren Angehörige. 
Beschlossen wurde eine Verdoppelung der Behinderten-Pauschbeträge und die 
Aktualisierung der Systematik. Es ist das erklärte Ziel der Unionsfraktion, dass die 
Betroffenen eine wirkliche Hilfe im Alltag erfahren.  

© Unsplash.com 
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Es sollte schließlich nicht vergessen werden, dass mehr als sieben Millionen Menschen 
mit Behinderung in Deutschland nicht durch Einrichtungen oder besondere Dienste der 
Behindertenhilfe unterstützt werden. 
 

So wird der Betrag bei einem Grad der Behinderung von 50 
Prozent auf 1.140 Euro steigen, bei 100 Prozent auf 2.840 
Euro. Auch wird eine Pauschale künftig bereits bei einem 
Grad der Behinderung von 20 Prozent gewährt. Die 
Erhöhung und Ausweitung soll in vielen Fällen den 
aufwändigen Einzelnachweis von Aufwendungen 
vermeiden. 
 
Zudem soll ein behinderungsbedingter Fahrkosten-
Pauschbetrag eingeführt werden. Bei einem Grad der 
Behinderung kleiner als 50 soll künftig auf die zusätzlichen 
Anspruchsvoraussetzungen zur Gewährung des 
Pauschbetrags verzichtet werden. 
 
 

 
Der Pflege-Pauschbetrag bei der Pflege von Personen mit den Pflegegraden 4 und 5 wird 
erhöht und für die Pflege von Personen mit den Pflegegraden 2 und 3 neu eingeführt. Auch 
kann der Pflege-Pauschbetrag künftig auch unabhängig vom Vorliegen des Kriteriums 
‘hilflos’ bei der zu pflegenden Person geltend gemacht werden. 
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NEUES GESETZ BIETET MEHR SCHUTZ FÜR KINDER  

Härtere Strafen für Pädokriminelle!  
 
Sexueller Missbrauch von Kindern ist eines der grauenvollsten Verbrechen. Viele Opfer 
bleiben ihr Leben lang traumatisiert – jedes Schicksal ist eines zu viel. Mit dem neuen 
„Gesetz zur Bekämpfung sexualisierter Gewalt gegen Kinder“, das der Bundestag in 
dieser Woche diskutiert hat, werden die Täter härter bestraft und die Präventionsarbeit 
verbessert. 
 

 
 

 

Gerade in den vergangenen Monaten machten die spektakulären Missbrauchsfälle von 
Bergisch Gladbach, Staufen oder Lügde immer wieder Schlagzeilen. Laut Polizeistatistik 
sind die Fälle von Kindesmissbrauch im Jahr 2019 um 11 Prozent gestiegen. Und eine 
weitere Zahl rief Entsetzen hervor: Nach Angaben der EU-Innenkommissarin Ylva 
Johansson sei während des Corona-Lockdowns im Frühjahr die Nachfrage nach 
Kinderpornografie in einigen Ländern der EU um 30 Prozent gestiegen. 
 

Mit dem „Gesetz zur Bekämpfung sexualisierter Gewalt gegen Kinder“ werden die 
Strafrahmen für Sexualverbrechen an Kindern erhöht und die Strafverfolgung erleichtert. 
So werden die Verbreitung, der Besitz und die Besitzverschaffung von Kinderpornografie 
von einem „Vergehen“ zu einem „Verbrechen“ hochgestuft. Für die Verbreitung von 
Kinderpornografie sieht das Gesetz eine Freiheitsstrafe von einem Jahr bis zu zehn Jahren 
vor (bisher drei Monate bis fünf Jahre) vor. Das gewerbs- und bandenmäßige Verbreiten 
soll künftig mit Freiheitsstrafe von zwei bis 15 Jahren geahndet werden können (bisher 
sechs Monate bis zehn Jahre). 
 

Das neue Gesetz sieht zudem vor, Herstellung, Vertrieb oder Besitz von Kindersexpuppen 
unter Strafe zu stellen: Ermittler hatten wiederholt festgestellt, dass Sexualstraftäter ihre 
Taten gegen Kinder nicht selten an solchen Puppen einüben. Zudem hat die Union 
durchgesetzt, dass bestimmte Verurteilungen wegen kinderschutzrelevanter Straftaten erst 
nach 20 Jahren aus dem erweiterten Führungszeugnis gelöscht werden können. Auf diese 
Weise können einschlägig vorbestrafe Pädokriminelle nicht mehr in der Jugendarbeit tätig 
werden. 

© picture alliance / dpa / Nicolas Armer 
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GESETZ ZUR STÄRKUNG DER APOTHEKEN VOR ORT  

Flächendeckendes Apothekennetz unerlässlich  
 

Für eine sichere Gesundheitsversorgung sind die Apotheken vor Ort zentral: Sie 
versorgen die Patienten zuverlässig mit Medikamenten und sie stehen für eine 
persönliche Beratung bereit – auch mit Nacht- und Notdiensten. Der Bundestag hat am 
Donnerstag ein Gesetz verabschiedet, das ihre Position stärkt. 
 

 
 
 

Gerade in der Corona-Pandemie ist die Bedeutung einer flächendeckenden 
Apothekenlandschaft offenkundig geworden. Beispielsweise wurden in den Apotheken 
vor Ort Desinfektionsmittel hergestellt, die wegen der hohen Nachfrage nicht schnell genug 
lieferbar waren.  
 
Wettbewerbsgleichheit herstellen 
Mit dem Apothekenstärkungsgesetz wird – soweit europarechtlich möglich – ein 
Wettbewerbsnachteil ausgeglichen, der nach dem Urteil des Europäischen Gerichtshofes 
vom Oktober 2016 entstanden war. Dem Urteil zufolge konnten ausländische 
Versandapotheken ihren Medikamentenabgabepreis frei festlegen und Rabatte gewähren, 
während die inländischen Apotheker vor Ort an die Festpreise gebunden waren. 
Zusätzlich begünstigt waren die Versandapotheken dadurch, dass sie sich nicht an 
Notdiensten beteiligen müssen.  
 
Vertragsstrafen bei Verstoß 
Das neue Gesetz schreibt gleiche Preise für die inländischen Apotheken und den 
ausländischen Versandhandel fest. Es stellt sicher, dass EU-Versandapotheken Patienten 
keine Zuwendungen im Zusammenhang mit der Abgabe von verschreibungspflichtigen  
Arzneimitteln gewähren können. Bei Verstoß können Vertragsstrafen von bis zu 50.000 
Euro verhängt werden. 
 

© Mika Baumeister / unsplash 
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Die gesundheitspolitische Sprecherin der CDU/CSU-Bundestagsfraktion, Karin Maag, 
erklärt dazu: „Die Preisnachlässe und Boni der ausländischen Versandapotheken sind uns  
schon lange ein Dorn im Auge. Nun greift der Gesetzgeber ein, um Wettbewerbsgleichheit 
herzustellen.“ Apotheken sind gerade im ländlichen Raum ein wichtiger Faktor, um die 
Lebensqualität zu verbessern und um eine umfassende Beratung der Patienten zu 
gewährleisten. 
 
Zusätzliche Dienstleistungen werden vergütet 
Außerdem werden mit dem Gesetz zusätzliche pharmazeutische Dienstleistungen 
eingeführt, auf die gesetzlich Krankenversicherte einen Anspruch erhalten. Für diese 
werden die Apotheken vergütet. Auch der Zuschlag auf den Botendienst, den während der 
Corona-Pandemie befristet eingeführt worden war, wird verstetigt. 
 

+ + + 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Tagtäglich unterstützen Bundespolizei und Bundeswehr die 
medizinischen Einrichtungen, Behörden und Ordnungskräfte der 

Bundesländer im Kampf gegen die Corona-Pandemie.  

Dafür sagen wir DANKE! 
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FINANZAUSSCHUSS  

Öffentliche Anhörung zum „Jahressteuergesetz 2020“ 
 

 
Zu Beginn einer arbeitsintensiven Doppel-Sitzungswoche in Berlin fand am Montag  eine 
Öffentliche Anhörung zum Jahressteuergesetz 2020 statt. Mit den Sachverständigen 
wurden die von der Bundesregierung vorgeschlagenen Änderungen im Steuerrecht 
erörtert, aber auch viele zusätzliche Punkte, die wir als CDU/CSU-Fraktion noch in das 
Gesetz aufnehmen möchten wie beispielsweise die weitere Förderung der 
Gemeinnützigkeit und die Stärkung des Ehrenamts, kamen zur Sprache. Auch über eine 
praktikable Home-Office-Regelung und notwendige Reformen des 
Unternehmenssteuerrechts wird noch in der nächsten Woche mit dem Koalitionspartner 
zu diskutieren sein. 

Sebastian Brehm, MdB | Dipl.-Kfm., Steuerberater 
Platz der Republik 1 • 11011 Berlin  

  030-227-74074 • Fax 030-227-70072   
  sebastian.brehm@bundestag.de 

 www.sebastianbrehm.de  
 

   
 

Diese Veröffentlichung dient ausschließlich der Information. Sie darf während eines Wahlkampfes nicht zum Zweck der Wahlwerbung           
verwendet werden. Alle Fotorechte Sebastian Brehm, MdB, falls nicht anders angegeben.  
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